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Antrag 

der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, Sanne Kurz, Ludwig 
Hartmann, Claudia Köhler, Jürgen Mistol, Verena Osgyan, Tim Pargent, Stephanie 
Schuhknecht, Kerstin Celina, Andreas Hanna-Krahl, Eva Lettenbauer, Julia Post, 
Gabriele Triebel, Dr. Sabine Weigand, Christian Zwanziger und Fraktion 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Strukturelles Versagen und sicherheitsrelevante Mängel bei den Bayerischen 
Staatsgemäldesammlungen – Organisationskultur, Vergabepraxis und Umgang 
mit externem Personal 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, im zuständigen Ausschuss bis November 2025 
umfassend über die strukturellen und organisatorischen Missstände bei den Bayeri-
schen Staatsgemäldesammlungen, sowie den Maßnahmen zu deren Beseitigung, zu 
berichten.  

Dabei soll – bei persönlichkeits- oder datenschutzrechtlichen Bedenken ggf. in nichtöf-
fentlicher Sitzung – auf folgende Fragen eingegangen werden: 

1. Organisationsstruktur und Führungsverantwortung 

─ Welche strukturellen Defizite wurden im Zuge interner oder externer Prüfungen 
festgestellt? 

─ Wie war das Verhältnis zwischen Generaldirektion, den Zentralen Diensten und 
dem zuständigen Staatsministerium hinsichtlich Kontrolle und Aufsicht geregelt, 
und inwiefern trug diese Struktur dazu bei, dass es über Jahre hinweg zu gra-
vierenden Missständen wie mangelnder Sicherheitskontrolle, unzureichender 
Personalführung, fehlender Prozessnachvollziehbarkeit sowie zu einer repres-
siven Arbeitskultur bei den Bayerischen Staatsgemäldesammlungen kommen 
konnte? 

─ Welche Konsequenzen werden künftig aus der vom Staatsministerium selbst 
beschriebenen „Unverantwortung in der Organisation“ gezogen? 

─ Welche fachlichen und betriebswirtschaftlichen Qualifikationen wurden und wer-
den bei der Neuordnung für Leitungspositionen in der Museumsagentur bzw. in 
den Zentralen Diensten der Bayerischen Staatsgemäldesammlungen voraus-
gesetzt? 

─ Wie soll die geplante Ausgründung der Zentralen Dienste als GmbH bzw. die 
neue Struktur „Museumsagentur“ konkret dazu beitragen, strukturelle Versäum-
nisse, sicherheitsrelevante Mängel und Defizite in der Führungs- und Organisa-
tionskultur künftig zu verhindern? 

2. Arbeitsklima und Personalführung 

─ Was sind die Gründe dafür, dass trotz bereits länger bekannter Berichte über 
systematische Mitarbeiterüberwachung, das Führen von Listen zu Bagatellde-
likten und die angebliche Aufforderung zur gegenseitigen Bespitzelung im Kol-
legium bislang keine wirksamen Maßnahmen ergriffen wurden, um solche Prak-
tiken zu unterbinden und diese wirksame Veränderung in der Unternehmens-
kultur auch den Mitarbeitenden deutlich zu machen? 
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─ Falls Maßnahmen ergriffen wurden und diese für das interne wie externe Per-
sonal spürbar sind: Welche Maßnahmen wurden ergriffen – und wie und warum 
haben diese (nicht) zu einer spürbaren Verbesserung der Situation geführt? 

─ Welche Maßnahmen erwägt – ggf. zusätzlich zu bereits bestehenden Maßnah-
men – die Staatsregierung, um künftig ein vertrauensvolles, faires und gesund-
heitsförderliches Arbeitsumfeld mit moderner Unternehmenskultur in den 
Staatsgemäldesammlungen zu gewährleisten? 

3. Vergabepraxis und Einsatz externer Sicherheitsdienste 

─ Warum beschäftigen staatliche Häuser keine Sicherheitskräfte, ggf. nach Tarif-
vertrag der Sicherheitsbranche, so wie das beispielsweise das Haus der Kunst 
oder das NS-Dokumentationszentrum erfolgreich umsetzen, sondern greifen 
auf externe Anbieter zurück?  

─ Wie wird sichergestellt, dass Sicherheitsunternehmen die Anforderungen des 
Bewachungsrechts (Bewachungsverordnung, § 34a Gewerbeordnung(GewO)), 
insbesondere die Nachweispflichten gegenüber dem Kreisverwaltungsreferat 
München, einhalten? 

─ Was ist der Staatsregierung über den Einsatz von Subunternehmen und mögli-
che Verstöße gegen arbeitsrechtliche Bestimmungen bekannt? 

4. Umgang mit sicherheitsrelevanten Risiken 

─ Welche sicherheitstechnischen und organisatorischen Mängel wurden in den 
vergangenen fünf Jahren über die dem Ausschuss in der vergangenen Legisla-
turperiode bereits berichteten Mängel hinaus dokumentiert (z. B. Türcodes, Ka-
meras, nicht autorisierte Depotzugänge, Personaleinsatz in Sicherheitszentra-
len)? 

─ Wann und wie wurde auf interne Berichte über unzureichend geschützte Kunst-
werke, fehlerhafte Lagerung und nicht dokumentierte Depotentnahmen rea-
giert? 

─ Gibt es zum Wohl der Unternehmenskultur sowie der Kulturgüter und Kunst-
schätze interne, ggf. auch anonyme Meldemöglichkeiten von Missständen? 
Wenn ja: Wie oft werden und wurden diese genutzt? Wie wird mit internen Hin-
weisen und Whistleblowing umgegangen? 

5. Interne Kontrollmechanismen und Compliance 

─ Welche internen Leitbilder, Compliance- oder Kontrollsysteme existieren und 
existierten innerhalb der Staatsgemäldesammlungen zur Verhinderung von 
Macht- und Amtsmissbrauch? 

 

Begründung: 

Die Berichterstattung rund um die Staatsgemäldesammlungen war in den letzten Tagen 
und Wochen zum Teil von großen Widersprüchen geprägt. Die aktuellen Vorwürfe ge-
gen die Bayerischen Staatsgemäldesammlungen, wie sie u. a. in der Süddeutschen 
Zeitung vom 24. Juni 2025 geschildert wurden, aber auch im Deutschlandfunk auftauch-
ten und von Staatsminister für Wissenschaft und Kunst Markus Blume angedeutet wur-
den, weisen auf erhebliche strukturelle und organisatorische Mängel hin. Neben einem 
angespannten Arbeitsklima unter den Beschäftigten stehen insbesondere die fragwür-
dige Vergabepraxis bei Sicherheitsdienstleistungen, Hinweise auf Schwarzarbeit und 
mangelnde Sicherheitsvorkehrungen im Raum. Diese Defizite werfen grundlegende 
Fragen zur Aufsicht, Verantwortungsdiffusion und zum Steuerungsversagen im direkten 
Verantwortungsbereich der Staatsregierung auf. 

Gleichzeitig ermittelt bereits die Staatsanwaltschaft, zahlreiche Fachgremien wurden 
von der Staatsregierung zur Verbesserung der Situation eingesetzt, und der Interims-
leiter berichtet im Münchner Merkur, dass man an einer Neuordnung arbeite und die 
Verhältnisse im Herbst 2025 besser sein sollen. Ein Bericht der Staatsregierung an den 
zuständigen Ausschuss im Landtag ist daher dringend geboten: Die vom Interimsleiter 
für den Herbst angekündigten Ergebnisse sollten zuerst dem Parlament vorgestellt wer-
den. 


